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1. Instanz

Aktenzeichen S 69 R 1434/18 WA
Datum 27.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 738/18
Datum 28.05.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar 2013 bis
zum 31. MÃ¤rz 2014 zu befreien ist.

Der im Jahr 1974 geborene KlÃ¤ger wurde am 09. September 2004 von der
Rechtsanwaltskammer D als Rechtsanwalt zugelassen und war seit dem 09.
September 2004 kraft Gesetzes Pflichtmitglied im Versorgungswerk der
RechtsanwÃ¤lte im Lande N-W (im Folgenden: Versorgungswerk NRW). Ab dem 18.
Oktober 2004 war er als angestellter Rechtsanwalt in einer Rechtsanwaltskanzlei in
Berlin beschÃ¤ftigt. Nach seinem Umzug nach Berlin wurde der KlÃ¤ger ab dem 13.
Dezember 2004 Mitglied der Rechtsanwaltskammer B. Auf seinen Antrag fÃ¼hrte
sodann das Versorgungswerk NRW seine Mitgliedschaft ab dem 14. Dezember 2004
(als freiwillige Mitgliedschaft) fort. Mit Bescheid der Bundesversicherungsanstalt
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fÃ¼r Angestellte, der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten, vom 23. Dezember 2004
wurde der KlÃ¤ger â�� auf seinen Antrag â�� ab dem 09. September 2004 von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit.

Ab dem 01. Januar 2013 war der KlÃ¤ger als Referent beim Gesamtverband der D V
e.V. (GDV) mit Sitz in B tÃ¤tig. Der Arbeitgeber des KlÃ¤gers fÃ¼hrte im
streitbefangenen Zeitraum RentenversicherungsbeitrÃ¤ge an die Beklagte ab. Der
KlÃ¤ger zahlte den Mindestbeitrag an das Versorgungswerk NRW.

Im MÃ¤rz 2013 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit
beim GDV. Die Beklagte lehnte dies mit Bescheid vom 21. Oktober 2013 in Gestalt
des Widerspruchbescheids vom 17. April 2015 ab und verwies zur BegrÃ¼ndung
auf die am 03. April 2014 ergangenen Entscheidungen des Bundessozialgerichts
(BSG) zu den Aktenzeichen B 5 RE 13/14 R, B 5 RE 9/14 R und B 5 RE 3/14 R) nicht
mehr von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreit werden konnte, weitestgehend
wiederherzustellen. Lediglich zur Vermeidung zwischenzeitlicher
Versicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung aufgrund der BSG-
Rechtsprechung sei die MÃ¶glichkeit einer RÃ¼ckwirkung der Befreiung geschaffen
worden. Die RÃ¼ckwirkung sei, anknÃ¼pfend an den Zeitpunkt der BSG-Urteile,
nach Â§ 231 Abs. 4b Satz 3 SGB VI grundsÃ¤tzlich begrenzt auf Zeiten bis zum 01.
April 2014. Intention dieser Begrenzung sei es, dass nur fÃ¼r solche Zeiten eine
RÃ¼ckabwicklung der zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlten BeitrÃ¤ge
ermÃ¶glicht werden solle. Damit werde vermieden, dass in SonderfÃ¤llen, in denen
zwar eine Befreiung nach neuem Recht, nicht aber nach alter Rechtspraxis
mÃ¶glich gewesen oder angestrebt worden sei, unter UmstÃ¤nden eine
langjÃ¤hrige Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung
rÃ¼ckabzuwickeln wÃ¤re. Einer Begrenzung der RÃ¼ckwirkung auf den 01. April
2014 hÃ¤tte es hingegen nicht bedurft, wenn eine RÃ¼ckabwicklung von
BeitrÃ¤gen auch fÃ¼r vor diesem Datum liegende Zeiten gewollt gewesen wÃ¤re.
Die ausnahmsweise Ã¼ber den Stichtag hinausreichende rÃ¼ckwirkende
Befreiungsregelung des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI verfolge ausweislich der
GesetzesbegrÃ¼ndung das Ziel, im Ergebnis nachtrÃ¤glich eine ausschlieÃ�lich in
der berufsstÃ¤ndischen Versorgung durchgefÃ¼hrte Versicherung zu legalisieren,
obwohl keine gÃ¼ltige Befreiung fÃ¼r die seinerzeit ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung
vorgelegen habe und demzufolge eigentlich eine Versicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung hÃ¤tte erfolgen mÃ¼ssen. Die Ã¼ber den 01. April 2014
hinausreichende rÃ¼ckwirkende Befreiung vermeide in derartigen
Fallkonstellationen Beitragsnachforderungen zur gesetzlichen Rentenversicherung
bzw. eine RÃ¼ckabwicklung der zur berufsstÃ¤ndischen Versorgung entrichteten
BeitrÃ¤ge. Der Gesetzgeber habe mit dieser Vorschrift eine groÃ�zÃ¼gige
Amnestieregelung getroffen, welche aber sachgerecht voraussetze, dass
einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge zur berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung geleistet und damit entsprechende
VersorgungsansprÃ¼che aus der zu befreienden BeschÃ¤ftigung erworben worden
seien. Denn dies wÃ¤re Voraussetzung einer (in diesen FÃ¤llen vermeintlich)
wirksamen Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wegen der gleichzeitig
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bestehenden Pflichtversicherung in der berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung. Die Vorschrift des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI knÃ¼pfe
deshalb folgerichtig an den Wortlaut des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI an, welcher
ebenfalls als eine Voraussetzung der Befreiung die Zahlung einkommensbezogener
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r die konkrete BeschÃ¤ftigung erfordere. BeitrÃ¤ge aus einer
neben der zu befreienden BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bten selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit und MindestbeitrÃ¤ge, die keinen unmittelbaren Bezug zum Einkommen
aus der zu befreienden BeschÃ¤ftigung hÃ¤tten, sondern sich pauschal als
prozentualer Anteil des auf der Grundlage des HÃ¶chstbeitrages zur gesetzlichen
Rentenversicherung ermittelten Regelpflichtbeitrages ergÃ¤ben, zÃ¤hlten nicht
hierzu. Die BegrÃ¼ndung fÃ¼r das Recht der Pflichtmitglieder berufsstÃ¤ndischer
Versorgungseinrichtungen, sich als Ausnahme von der grundsÃ¤tzlichen
Versicherungspflicht abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter von dieser befreien zu lassen, sei
die Vermeidung doppelter Beitragspflichten aus dieser BeschÃ¤ftigung. Das
Ausnahmerecht setze jedoch voraus, dass die anstelle der gesetzlichen
Rentenversicherung tretende anderweitige Absicherung der Absicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung gleichwertig sei, was bei einer Zahlung von
BeitrÃ¤gen zur berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung, die sich ausschlieÃ�lich
pauschal als prozentualer Anteil des auf der Grundlage des HÃ¶chstbeitrages zur
gesetzlichen Rentenversicherung ermittelten Regelpflichtbeitrages ergebe, nicht
gewÃ¤hrleistet wÃ¤re. Soweit das BVerfG in seinen BeschlÃ¼ssen vom 19. bzw. 22.
Juli 2016 (1 BvR 2584/14 und 2534/14) die Auffassung vertreten habe, dass es sich
auch bei MindestbeitrÃ¤gen, die zum berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk gezahlt
werden, um einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge im Sinne des Â§ 231 Abs. 4b
Satz 4 SGB VI handeln kÃ¶nne, fÃ¼hre dies bereits aus formalen GrÃ¼nden zu
keiner anderen Auslegung. Denn Â§ 31 Abs. 1 Bundesverfassungsgerichtsgesetz
(BVerfGG) sei im Falle der hier vorliegenden NichtannahmebeschlÃ¼sse nicht
einschlÃ¤gig. Das BVerfG habe zudem keinerlei AusfÃ¼hrungen dazu gemacht,
dass es fÃ¼r eine Ã¼ber den 01. April 2014 hinaus rÃ¼ckwirkende Befreiung
ausreichen solle, wenn der Mindestbeitrag fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als
Rechtsanwalt neben der ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung, fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge
zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet wurden, gezahlt worden sei. Zudem
erschlieÃ�e sich der Sinn der Aussage "ein Mindestbeitrag sei als
einkommensbezogener Beitrag im Sinne des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI
anzusehen" nicht. Abgesehen davon, dass die Gleichsetzung schon sprachlich
problematisch sei, weil ein Mindestbeitrag und ein einkommensbezogener Beitrag
zwei vÃ¶llig unterschiedliche TatbestÃ¤nde bezeichne, passe die Gleichstellung
nicht in das gesamte System des SGB, wo beide MÃ¶glichkeiten als Alternativen der
Beitragszahlung noch an anderer Stelle eine Rolle spielten, z.B. bei der
Beitragszahlung von versicherungspflichtigen SelbststÃ¤ndigen. Letztlich habe auch
das BVerfG darauf hingewiesen, dass die Anwendung und Auslegung der
einfachgesetzlichen Norm den Fachgerichten obliege.

Der Senat hat von der Beklagten den aktuellen Versicherungsverlauf des KlÃ¤gers
vom 22. Mai 2020 eingeholt. Der KlÃ¤ger hat auf gerichtliche Anforderung die
BeitragskontoÃ¼bersicht des Versorgungswerkes NRW fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar
2013 bis zum 31. MÃ¤rz 2014 zur Gerichtsakte gereicht.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und Vorbringens der Beteiligten
wird auf die Gerichtsakte und die Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen und
inhaltlich Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand von Klage und Berufung ist â�� nach ErledigungserklÃ¤rung des
KlÃ¤gers mit Schriftsatz vom 06. April 2018 â�� lediglich noch der Bescheid vom 21.
September 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. MÃ¤rz 2018,
mit dem die Beklagte die rÃ¼ckwirkende Befreiung des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit vom
01. Januar 2013 bis zum 31. MÃ¤rz 2014 nach Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI
abgelehnt hat. Dem liegt zugrunde, dass das SG das Fehlen der Voraussetzungen
des Â§ 96 SGG zutreffend angenommen hat (siehe auch BSG, Beschluss vom 22.
MÃ¤rz 2018, B 5 RE 12/17 B, juris; vgl. ferner BSG, Urteil vom 28. Juni 2018, B 5 RE
2/17 R, juris) und von der Sachdienlichkeit der KlageÃ¤nderung (Â§ 99 SGG)
ausgegangen ist.

Das SG hat die Klage auch zu Recht abgewiesen, da der angefochtene Bescheid
vom 21. September 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
MÃ¤rz 2018 rechtmÃ¤Ã�ig ist und den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf rÃ¼ckwirkende Befreiung auch fÃ¼r den
Zeitraum vom 01. Januar 2013 bis zum 31. MÃ¤rz 2014. Die tatbestandlichen
Voraussetzungen der dafÃ¼r in Betracht kommenden Anspruchsgrundlage, des Â§
231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI, sind nicht erfÃ¼llt. Â§ 231 Abs. 4b SGB VI lautet:

"4b) 1 Eine Befreiung von der Versicherungspflicht als Syndikusrechtsanwalt oder
Syndikuspatentanwalt nach Â§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, die unter
BerÃ¼cksichtigung der Bundesrechtsanwaltsordnung in der ab dem 1. Januar 2016
geltenden Fassung oder der Patentanwaltsordnung in der ab dem 1. Januar 2016
geltenden Fassung erteilt wurde, wirkt auf Antrag vom Beginn derjenigen
BeschÃ¤ftigung an, fÃ¼r die die Befreiung von der Versicherungspflicht erteilt wird.
2 Sie wirkt auch vom Beginn davor liegender BeschÃ¤ftigungen an, wenn wÃ¤hrend
dieser BeschÃ¤ftigungen eine Pflichtmitgliedschaft in einem berufsstÃ¤ndischen
Versorgungswerk bestand. 3 Die Befreiung nach den SÃ¤tzen 1 und 2 wirkt
frÃ¼hestens ab dem 1. April 2014. 4 Die Befreiung wirkt jedoch auch fÃ¼r Zeiten
vor dem 1. April 2014, wenn fÃ¼r diese Zeiten einkommensbezogene
PflichtbeitrÃ¤ge an ein berufsstÃ¤ndisches Versorgungswerk gezahlt wurden. 5 Die
SÃ¤tze 1 bis 4 gelten nicht fÃ¼r BeschÃ¤ftigungen, fÃ¼r die eine Befreiung von der
Versicherungspflicht als Syndikusrechtsanwalt oder Syndikuspatentanwalt aufgrund
einer vor dem 4. April 2014 ergangenen Entscheidung bestandskrÃ¤ftig abgelehnt
wurde. 6 Der Antrag auf rÃ¼ckwirkende Befreiung nach den SÃ¤tzen 1 und 2 kann
nur bis zum Ablauf des 1. April 2016 gestellt werden."

Zwar ist der KlÃ¤ger durch den Bescheid der Rechtsanwaltskammer B vom 06.
September 2016 mit Wirkung ab dem 15. September 2016 fÃ¼r das
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ArbeitsverhÃ¤ltnis beim GDV als Syndikusrechtsanwalt zugelassen worden und hat
die (auch) rÃ¼ckwirkende Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 231 Abs. 4b SGB VI am 23. MÃ¤rz 2016
â�� innerhalb der gesetzlichen Frist (Â§ 231 Abs. 4b Satz 6 SGB VI) â�� bei der
Beklagten beantragt. Auch ist von einer "Pflichtmitgliedschaft" des KlÃ¤gers in
einem berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk im Sinne des Satzes 2 der Norm
auszugehen, obwohl der KlÃ¤ger mit seinem Umzug nach B ab dem 13. Dezember
2004 Mitglied der Rechtsanwaltskammer B wurde, seine Pflichtmitgliedschaft im
Versorgungswerk NRW gemÃ¤Ã� Â§Â§ 10, 13 Abs. 1 Nr. 2 der Satzung des
Versorgungswerks NRW (Bekanntmachung des Justizministers des Landes NRW vom
16. Juli 1985, JMBl. NW Nr. 15 vom 01. August 1985, S. 172) damit endete und er die
Mitgliedschaft sodann nach Â§ 13 Abs. 2 der Satzung in dem selben
Versorgungswerk "mit allen Rechten und Pflichten" fortsetzte. Diese oft genutzte
Konstellation vor Augen hat bereits der Gesetzgeber des Â§ 231 Abs. 4b SGB VI in
der GesetzesbegrÃ¼ndung darauf verwiesen, dass von einer Pflichtmitgliedschaft
im Sinne dieser Vorschrift auch dann auszugehen sei, wenn die in einem regional
neu zustÃ¤ndigen Versorgungswerk an sich bestehende Pflichtmitgliedschaft durch
eine formal freiwillig fortgefÃ¼hrte Mitgliedschaft in dem bisher zustÃ¤ndigen
Versorgungswerk ersetzt wird (BT-Drs. 18/5201, S. 46).

Auf dieser Sach- und Rechtsgrundlage hatte die Beklagte den KlÃ¤ger bereits mit
den Bescheiden vom 09. MÃ¤rz und 21. September 2017 rÃ¼ckwirkend ab dem 01.
April 2014 von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
befreit.

Eine darÃ¼ber hinausgehende Befreiung des KlÃ¤gers von der Versicherungspflicht
auch fÃ¼r die Zeit vor dem 01. April 2014 kommt nach den gesetzlichen Vorgaben
nur in Betracht, wenn "fÃ¼r diese Zeiten einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge an
ein berufsstÃ¤ndisches Versorgungswerk gezahlt wurden".

Der Senat vermag das Vorliegen dieses Tatbestandsmerkmals schon nicht aus der
Mitteilung des Versorgungswerkes NRW gegenÃ¼ber der Beklagten vom 23. Januar
2017 herzuleiten. Aus den vom Versorgungswerk NRW im Vordruck V6320 der
Beklagten gemachten Angaben â�� das Setzen eines Kreuzes in dem ansonsten
vorformulierten Textfeld "Es wird bestÃ¤tigt, dass fÃ¼r die zu befreienden
BeschÃ¤ftigungen einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge analog Â§Â§ 157 ff. SGB
VI gezahlt wurden" und das EinfÃ¼gen der Datumsangabe des Beginns
"01.01.2013" und des Endes "lfd." der "einkommensgerechten Beitragszahlung" â��
ist nicht erkennbar, dass diesen EinfÃ¼gungen eine inhaltliche PrÃ¼fung des
Tatbestandsmerkmals "einkommensgerechte Beitragszahlung" im Sinne des Â§ 231
Abs. 4b SGB VI vorausgegangen ist. Ungeachtet dessen ergibt sich aus den
Angaben des Versorgungswerkes in dem Vordruck keine gesetzliche
Bindungswirkung fÃ¼r das Gericht, welches im Ã�brigen nur an Gesetz und Recht
gebunden ist (Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz â�� GG -).

Bei den vom KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum geleisteten MindestbeitrÃ¤gen zum
Versorgungswerk NRW handelt es sich zur Ã�berzeugung des Senats nicht um
"einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge" im Sinne des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI
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. Der Mindestbeitrag verfÃ¼gt zwar Ã¼ber eine gewisse â�� abstrakt-generelle -,
nicht jedoch Ã¼ber eine konkret-individuelle Einkommensbezogenheit, wie sie fÃ¼r
einen einkommensbezogenen Pflichtbeitrag im Sinne der o. g. Norm zu fordern ist.

Der Gesetzgeber des zum 01. Januar 2016 in Kraft getretenen Gesetzes zur
Neuordnung des Rechts der SyndikusanwÃ¤lte und zur Ã�nderung der
Finanzgerichtsordnung nimmt keine Legaldefinition des â�� hier rechtserheblichen
â�� Tatbestandsmerkmals der "einkommensbezogenen PflichtbeitrÃ¤ge" vor.

Auch das Satzungsrecht des Versorgungswerkes NRW (Bekanntmachung des
Justizministers des Landes NRW vom 16. Juli 1985, JMBl. Nr. 15 vom 01. August
1985, Seite 172, in der Fassung der 24. SatzungsÃ¤nderung gemÃ¤Ã�
Bekanntmachung vom 07. August 2012, JMBl. NRW Nr. 16 vom 15. August 2012,
Seite 197) kennt den Rechtsbegriff der "einkommensbezogenen PflichtbeitrÃ¤ge"
nicht, differenziert jedoch begrifflich nach "Regelpflichtbeitrag" (Â§ 30 Abs. 1) und
"Mindestbeitrag" (Â§ 30 Abs. 3). Nach Â§ 30 Abs. 1 der Satzung des
Versorgungswerkes NRW sind die Mitglieder verpflichtet, soweit diese Satzung
nichts anderes bestimmt, einen monatlichen Beitrag zu zahlen, der ein bestimmter
Teil der im Land Nordrhein-Westfalen geltenden Beitragsbemessungsgrenze der
gesetzlichen Rentenversicherung ist (Â§Â§ 159, 160 SGB VI). Er stimmt mit dem
HÃ¶chstbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung Ã¼berein, sofern ihn die
Vertreterversammlung nicht anders festsetzt (Regelpflichtbeitrag). Danach zahlen
Mitglieder, deren Einkommen die Beitragsbemessungsgrenze erreicht, einen Beitrag
zum Versorgungswerk in HÃ¶he des Regelpflichtbeitrags. Nach Abs. 2 zahlen
Mitglieder, deren Einkommen die Beitragsbemessungsgrenze nicht erreicht, den
Beitrag nach ihrem Einkommen gemÃ¤Ã� dem Beitragssatz der gesetzlichen
Rentenversicherung, sofern die Vertreterversammlung nicht einen anderen
Beitragssatz festsetzt. UnabhÃ¤ngig von Abs. 2 hat jedes Mitglied, welches die
Regelaltersgrenze noch nicht erreicht hat und nicht Rente bezieht, gemÃ¤Ã� Abs. 3
der Norm einen Beitrag in HÃ¶he von einem Zehntel des Regelpflichtbeitrages zu
leisten (Mindestbeitrag).

Ausweislich der vorgelegten BeitragskontoÃ¼bersicht des KlÃ¤gers beim
Versorgungswerk NRW zahlte der KlÃ¤ger im Jahr 2013 einen Beitrag in HÃ¶he von
109,62 EUR monatlich, was angesichts des ab dem 01. Januar 2013 geltenden
Beitragssatzes in der gesetzlichen Rentenversicherung i.H.v. 18,9 % und der in NRW
geltenden Beitragsbemessungsgrenze von 5.800 EUR monatlich dem
Mindestbeitrag nach Â§ 30 Abs. 3 der Satzung entsprach. Den Mindestbeitrag zahlte
der KlÃ¤ger auch bis einschlieÃ�lich MÃ¤rz 2014 (monatlich 112,46 EUR, bei
ErhÃ¶hung der Beitragsbemessungsgrenze in NRW ab dem 01. Januar 2014 auf
5.950 EUR monatlich).

Da sich die HÃ¶he des Mindestbeitrags nach Â§ 30 Abs. 3 der Satzung somit aus
einem Zehntel des Regelpflichtbeitrages ermittelt, welcher wiederum "mit dem
HÃ¶chstbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung" Ã¼bereinstimmt (Â§ 30 Abs.
1 Satz 2 der Satzung), besteht lediglich eine generell-abstrakte
Einkommensbezogenheit des Mindestbeitrags. Der Mindestbeitrag ist ersichtlich
und bewusst â�� zur BerÃ¼cksichtigung eines nur niedrigen anwaltlichen
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Einkommens â�� von einer Berechnung auf der Grundlage des individuellen
Einkommens gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 2 der Satzung abgekoppelt, soll zugleich aber die
FunktionsfÃ¤higkeit dieser berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung absichern.

Eine lediglich generell-abstrakte Einkommensbezogenheit des vom KlÃ¤ger
geleisteten Mindestbeitrags an das Versorgungswerk NRW entspricht jedoch nicht
der mit der Neuregelung des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI verfolgten Absicht des
Gesetzgebers (im Ergebnis a. A.: BVerfG, Beschluss vom 19. Juli 2016, 1 BvR
2584/14, juris Rn. 16, Beschluss vom 22. Juli 2016, 1 BvR 2534/14, juris Rn. 16; LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 10. April 2019, L 16 R 255/18, juris Rn. 20; SG
MÃ¼nchen, Urteil vom 15. MÃ¤rz 2018, S 31 R 1340/17, juris Rn. 22;
Hartmann/Horn, AnwBl Online 2016, 255 â�� 258; Schafhausen, AnwBl. Online
2016, 175 -176; Wein/Walter, BB 2016, 245-248).

Dies ergibt sich aus der GesetzesbegrÃ¼ndung zu Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI
(BT-Drs. 18/5201) und der Rechtshistorie zu Â§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI.

Â§ 231 Abs. 4b SGB VI steht im Zusammenhang mit der Novellierung des
Berufsrechts der RechtsanwÃ¤lte im Jahr 2016. Ausgangspunkt der Novellierung
waren die Entscheidungen des BSG vom 03. April 2014 (Urteile in B 5 RE 13/14 R
und B 5 RE 9/14 R, zu letzterem siehe BVerfG, a.a.O.), mit denen â�� in Abkehr der
bis dahin geÃ¼bten Rechtspraxis â�� eine Befreiung der SyndikusanwÃ¤lte von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 SGB VI nicht mehr mÃ¶glich war. In Anbetracht der dadurch fÃ¼r
SyndikusanwÃ¤lte eingetretenen schwierigen Rechtslage wurde eine gesetzliche
Neuregelung des Befreiungsrechts von SyndikusanwÃ¤lten eingeleitet.

Der Gesetzgeber Ã¤nderte daraufhin durch das zum 01. Januar 2016 in Kraft
getretene "Gesetz zur Neuordnung des Rechts der SyndikusanwÃ¤lte und zur
Ã�nderung der Finanzgerichtsordnung" vom 21. Dezember 2015 zum einen das
Berufsrecht der RechtsanwÃ¤lte (ferner auch das der PatentanwÃ¤lte, hier nicht
nÃ¤her dargestellt) durch EinfÃ¼hrung des â�� zulassungsgebundenen â��
Berufsbildes des (bei einem nicht anwaltlichen Arbeitgeber angestellten)
"Syndikusrechtsanwaltes" als besondere Form der AusÃ¼bung des einheitlichen
Berufs des Rechtsanwaltes in den Â§Â§ 1-3, 46a BRAO. Nach Â§ 46c Abs. 1 BRAO
gelten fÃ¼r SyndikusanwÃ¤lte die fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte geltenden Bestimmungen,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Zu diesen Vorschriften gehÃ¶rt auch 
Â§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI, wonach RechtsanwÃ¤lte, wenn und solange sie
Pflichtmitglieder der Versorgungswerke sind, auf Antrag von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht zu befreien sind. Da die auf der Grundlage des
geÃ¤nderten Berufsrechts erteilte Befreiung erst ab der Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt erteilt werden kann, jedoch die zumeist weiter
rechtshÃ¤ngigen Rechtstreitigkeiten schon Jahre zuvor begonnen hatten mit dem
Ergebnis der BeitragsabfÃ¼hrung durch den Arbeitgeber des Syndikus entweder an
die Beklagte oder das Versorgungswerk, je nach positiver oder negativer
Entscheidung des erkennenden Instanzgerichts, erschuf der Gesetzgeber fÃ¼r die
Frage der RÃ¼ckwirkung eines entsprechenden Befreiungsantrages die
Ã�bergangsregelung des Â§ 231 Abs. 4b SGB VI. Nach den SÃ¤tzen 1 bis 4 der
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Norm wirkt die Befreiung bis zum Beginn derjenigen BeschÃ¤ftigung zurÃ¼ck, in
der eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung auf der Grundlage der geÃ¤nderten BRAO erfolgt. Sie wirkt
darÃ¼ber hinaus fÃ¼r zeitlich unmittelbar davorliegende andere BeschÃ¤ftigungen
in den FÃ¤llen eines BeschÃ¤ftigungswechsels. Voraussetzung ist in allen FÃ¤llen,
dass wÃ¤hrend den BeschÃ¤ftigungen zumindest eine Pflichtmitgliedschaft in
einem berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk bestand, mithin ein Bezug zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung â�� gegebenenfalls auch neben einer
Pflichtbeitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung â�� gegeben war. Diese
RÃ¼ckwirkung gilt unabhÃ¤ngig davon, ob die PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung als Syndikus zur gesetzlichen Rentenversicherung oder zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung entrichtet wurden. Als zeitlichen Endpunkt der
rÃ¼ckwirkenden Befreiung setzte der Gesetzgeber jedoch den 01. April 2014 fest.
Hiermit sollten im Interesse der Rechts- und Beitragssicherheit umfÃ¤ngliche
RÃ¼ckabwicklungen von Beitragszahlungen an die Versorgungswerke bzw.
erhebliche Beitragsnachforderungen zur gesetzlichen Rentenversicherung
vermieden werden (BT-Drs. 19/13808, S. 5). So galt es insbesondere abzuwenden,
dass in FÃ¤llen, in denen eine Befreiung zwar nach neuem Berufsrecht, nicht aber
nach alter Rechtspraxis mÃ¶glich war oder angestrebt wurde, unter UmstÃ¤nden
eine langjÃ¤hrige, u. U. erwerbslebenslange Beitragszahlung zur gesetzlichen
Rentenversicherung rÃ¼ckabzuwickeln wÃ¤re (vgl. BT-Drs. 18/5201, 46 f.). Als
zeitlichen Endpunkt der RÃ¼ckwirkung der Befreiung setzte der Gesetzgeber den
01. April 2014 fest, weil das BSG mit seinen Urteilen vom 03. April 2014 (a. a. O.)
hierzu grundlegend entschieden hatte. Aufgrund dessen hatten viele Arbeitgeber
die bei ihnen beschÃ¤ftigten Syndici zur gesetzlichen Rentenversicherung
umgemeldet, um Nachforderungen der Beklagten zu vermeiden (vgl. auch Antwort
der Bundesregierung vom 04. Oktober 2019 auf die Kleine Anfrage von
Bundestagsabgeordneten vom 28. August 2019 [BT-Drs. 19/13378] â�� BT-Drs.
19/13808).

Nach Satz 4 der Norm sowie der GesetzesbegrÃ¼ndung soll die Befreiung (nur
dann) auch fÃ¼r Zeiten vor dem 01. April 2014 gelten, wenn fÃ¼r diese Zeiten
"insbesondere in der Annahme des Bestehens einer gÃ¼ltigen Befreiung seinerzeit"
"einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge" nur "zur berufsstÃ¤ndischen Versorgung
gezahlt wurden, nicht jedoch zur gesetzlichen Rentenversicherung." (vgl. BT-Drs.
18/5201, 47).

FÃ¼r den KlÃ¤ger wurden von dessen Arbeitgeber seit dem 01. Januar 2013 fÃ¼r
seine angestellte, befreiungsgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit die PflichtbeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Rentenversicherung geleistet und zudem, aber ausschlieÃ�lich vom
KlÃ¤ger, der Mindestbeitrag zum berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk entrichtet.
Es entspricht der dargestellten Absicht des Gesetzgebers, in diesen FÃ¤llen eine
RÃ¼ckabwicklung (Erstattung der RentenversicherungsbeitrÃ¤ge an das
Versorgungswerk) nicht vorzunehmen. Denn nach dem Willen des Gesetzgebers
bezweckt die Vorschrift nur, eine umfassende RÃ¼ckabwicklung der zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung entrichteten BeitrÃ¤ge zu vermeiden und im
Ergebnis die tatsÃ¤chliche Beitragszahlung an das Versorgungswerk nachtrÃ¤glich
zu legalisieren (Fichte, in Hauck, Noftz, SGB VI, juris, Â§ 231 Rn. 46; LSG Bayern,
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Urteil vom 07. Februar 2019, L 14 R 264/18, juris Rn. 38). Dadurch werden
insbesondere diejenigen Sachverhalte erfasst, in denen â�� wie ausgefÃ¼hrt â��
die Arbeitgeber im Lichte von sozialgerichtlichen Instanzentscheidungen eine
Ummeldung des Syndikus weg von der gesetzlichen Rentenversicherung hin zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung vorgenommen hatten oder sich in der
BeitragsabfÃ¼hrung an das Versorgungswerk bestÃ¤tigt sahen (LSG Bayern,
a.a.O.). Dass der KlÃ¤ger nicht zu dem Personenkreis gehÃ¶ren soll, der eine
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht auch schon vor dem 01. April 2014
erlangt, wird insbesondere durch die GesetzesbegrÃ¼ndung hinreichend deutlich,
da die erweiterte BefreiungsmÃ¶glichkeit nur diejenigen RechtsanwÃ¤lte erfassen
soll, die keinerlei BeitrÃ¤ge an die gesetzliche Rentenversicherung abgefÃ¼hrt
haben, sondern ausschlieÃ�lich einkommensbezogene BeitrÃ¤ge an das
Versorgungswerk. FÃ¼r diesen Personenkreis erkennt der Gesetzgeber einen
besonderen Vertrauensschutz an und macht dies mit der Formulierung in der
GesetzesbegrÃ¼ndung deutlich, dass in diesem Fall RÃ¼ckabwicklungen der
"ausschlieÃ�lich" an die berufsstÃ¤ndische Versorgungseinrichtung geleisteten
BeitrÃ¤ge durch eine Legalisierung der dortigen geflossenen Beitragszahlungen
vermieden werden sollen. Der KlÃ¤ger, fÃ¼r den im streitigen Zeitraum auch von
seinem Arbeitgeber PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenversicherung bis zur
am BeschÃ¤ftigungsort geltenden Beitragsbemessungsgrenze, d.h. konkret fÃ¼r
ein monatliches Gehalt des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 4.900 EUR in 2013 und 5.000
EUR in 2014, gezahlt wurden, kann diesen vom Gesetzgeber beabsichtigten
erweiterten Vertrauensschutz nicht fÃ¼r sich in Anspruch nehmen. Durch die
Verwendung des Wortes "nur" betont der Gesetzgeber sein Ziel, das eine Befreiung
allein im Fall einer ausschlieÃ�lich an das Versorgungswerk erfolgten
einkommensentsprechenden Beitragszahlung anstelle einer Zahlung an die
Rentenversicherung mÃ¶glich sein soll (vgl. BT-Drs. 18/5201, 47).

In diesem Sinne ist das Tatbestandsmerkmal der "einkommensabhÃ¤ngigen
PflichtbeitrÃ¤ge an ein berufsstÃ¤ndisches Versorgungswerk" in Â§ 231 Abs. 4b
Satz 4 SGB VI auszulegen. Dabei steht der Begriff "einkommensabhÃ¤ngig" im
Zusammenhang mit dem aus der wirtschaftlichen BetÃ¤tigung folgenden
Einkommen, welches der Bemessung der BeitrÃ¤ge zugrunde liegt. Da sich das
Befreiungsbegehren des KlÃ¤gers auf seine (bereits) seit dem 01. Januar 2013
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Referent/Syndikusrechsanwalt bei der GDV bezieht und
er sich mit seinem Befreiungsantrag auf das seit dem 01. Januar 2016 geltende
neue Recht fÃ¼r das determinierte Rechtssubjekt des "Syndikusrechtsanwaltes"
bezieht, kann es fÃ¼r die Leistung der "einkommensabhÃ¤ngigen PflichtbeitrÃ¤ge"
nicht auf irgendwelche BeschÃ¤ftigungen, insbesondere nicht auf die
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als Rechtsanwalt ankommen, sondern nur auf die
EinkommensabhÃ¤ngigkeit im antragsgegenstÃ¤ndlichen
SyndikusbeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis (LSG Bayern, a. a. O., Rn. 39).

Untermauert wird die vom Senat vorgenommene Auslegung auch durch den dieser
Rechtsentwicklung zugrundeliegenden Befreiungstatbestand des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1
SGB VI. Danach zÃ¤hlt es grundlegend zur Befreiungsvoraussetzung verkammerter
Berufsgruppen (z. B. Ã�rzte, Apotheker), dass fÃ¼r sie nach nÃ¤herer MaÃ�gabe
der Satzung der jeweiligen Versorgungseinrichtung "einkommensbezogene
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BeitrÃ¤ge" unter BerÃ¼cksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung zu zahlen sind (vgl. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 b)
SGB VI).

Die ParallelitÃ¤t zwischen dem Wortlaut und der Bedeutung der
BefreiungstatbestÃ¤nde ist â�� wie dargelegt â�� rechtshistorisch gewachsen und
(Befreiungs-) systemimmanent. Denn auch andere verkammerte Berufsgruppen mit
den dazugehÃ¶rigen berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtungen, die die
BefreiungsmÃ¶glichkeit von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung â�� hier nach Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI SGB VI â�� nutzen
mÃ¶chten, mÃ¼ssen demnach "einkommensbezogene BeitrÃ¤ge" zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung nachweisen kÃ¶nnen. Dabei mÃ¼ssen die Kammer-
Pflichtmitglieder einerseits BeitrÃ¤ge in der HÃ¶he abfÃ¼hren, wie sie von allen
anderen rentenversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigten auch abgefÃ¼hrt werden
mÃ¼ssen. Auf der anderen Seite muss die Leistung der berufsstÃ¤ndischen
Versorgungswerke so ausgestaltet sein, dass sie mit einer Leistung der gesetzlichen
Rentenversicherung vergleichbar ist (Dankelmannin: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
VI, 2. Aufl., Â§ 6 SGB VI Rn. 76, Stand: 18. Mai 2020, unter Verweis auf BSG, Urteil
vom 25. Oktober 1998, 12 RK 58/87, juris; so im Ergebnis auch Fichte in:
Hauck/Noftz, SGB, 08/13, Â§ 6 SGB VI, juris Rn. 76, unter Verweis auf BSG, Urteil
vom 07. November 1991, 12 RK 49/89, juris).

Die vom Senat so verstandene gesetzgeberische Intention wird auch bekrÃ¤ftigt
durch die Antwort der Bundesregierung vom 04. Oktober 2019 (BT-Drs. 19/13808)
auf die Kleine Anfrage mehrerer Abgeordneter sowie der FDP-Fraktion vom 28.
August 2019 (BT-Drs. 19/13378). "Nach Auffassung der Bundesregierung sind
ausgehend vom Wortlaut des Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI mit dem Begriff
"einkommensbezogen" nur solche BeitrÃ¤ge gemeint, welche sich in ihrer HÃ¶he
vom individuellen Einkommen des jeweiligen Versorgungswerksmitglieds ableiten.
Die HÃ¶he der MindestbeitrÃ¤ge ergibt sich jedoch in den beiden
Versorgungswerksatzungen, auf die die in der Vorbemerkung der Fragesteller
zitierten BeschlÃ¼sse des Bundesverfassungsgerichts Bezug nehmen, nicht unter
Verwendung des konkreten Einkommens des einzelnen Versicherten als
Beitragsbemessungsgrundlage. Vielmehr erfolgt die Bemessung laut Satzung
pauschal als prozentualer Anteil des auf der Grundlage des HÃ¶chstbeitrages zur
gesetzlichen Rentenversicherung ermittelten Regelbeitrags. Ein Bezug auf das
individuelle Einkommen besteht damit nicht." "Der Gesetzgeber hat mit dieser
Vorschrift vor dem Hintergrund der in der Vorbemerkung der Bundesregierung
dargestellten Entwicklung der Rechtslage eine groÃ�zÃ¼gige Regelung getroffen.
Dies setzt aber sachgerecht voraus, dass einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge zur
berufsstÃ¤ndischen Versorgung geleistet und damit entsprechend umfÃ¤ngliche
VersorgungsansprÃ¼che erworben wurden. Denn dies wÃ¤re auch Voraussetzung
einer (in diesen FÃ¤llen nur vermeintlich gegebenen) wirksamen Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht wegen einer gleichzeitig bestehenden
Pflichtversicherung in der berufsstÃ¤ndischen Versorgung gewesen. Â§ 231 Abs. 4b
Satz 4 SGB VI knÃ¼pft deshalb folgerichtig an den Wortlaut des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SGB VI an, welcher ebenfalls als eine Voraussetzung des Befreiungsrechts die
Zahlung einkommensbezogener PflichtbeitrÃ¤ge erfordert. Die Rechtfertigung fÃ¼r
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das Recht der Pflichtmitglieder berufsstÃ¤ndischer Versorgungswerke, sich als
Ausnahme von der grundsÃ¤tzlichen Versicherungspflicht abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter
von dieser befreien zu lassen, ist die Vermeidung doppelter Beitragspflichten.
Dieses Ausnahmerecht setzt jedoch voraus, dass die an die Stelle der gesetzlichen
Rentenversicherung tretende anderweitige Absicherung der Absicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung gleichwertig ist, was bei einer Zahlung von
MindestbeitrÃ¤gen nicht gewÃ¤hrleistet wÃ¤re." (BT-Drs. 19/13808, Seite 4 f.)

Demnach hÃ¤tte der KlÃ¤ger, der eine Befreiung im streitigen Zeitraum fÃ¼r seine
TÃ¤tigkeit als Referent beim GDV begehrt, bezogen auf das daraus erzielte
Arbeitseinkommen die entsprechenden (einkommensbezogenen) BeitrÃ¤ge nach Â§
30 Abs. 2 der Satzung des Versorgungswerks NRW leisten mÃ¼ssen. Dies ist â��
wie dargelegt â�� nicht der Fall. Im streitigen Zeitraum hat der KlÃ¤ger lediglich
den Mindestbeitrag (Â§ 30 Abs. 3 der Satzung) an das Versorgungswerk entrichtet.
Die individuell einkommensbezogenen PflichtbeitrÃ¤ge wurden durch den
Arbeitgeber des KlÃ¤gers an die Beklagte geleistet (vgl. Versicherungsverlauf des
KlÃ¤gers vom 22. Mai 2020).

Ob insoweit die vom BVerfG in den NichtannahmebeschlÃ¼ssen vom 19. Juli 2016
(1 BvR 2584/14, juris Rn. 16) und 22. Juli 2016 (1 BvR 2384/14, juris Rn. 16)
vertretene Ansicht, dass es sich bei den von den dortigen KlÃ¤gern zum
Versorgungswerk geleisteten Mindestbeitrag i.H.v. 30 % bzw. 10 % des
Regelpflichtbeitrages um einkommensbezogene PflichtbeitrÃ¤ge im Sinne von Â§
231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI handelt, als "obiter dictum" zu verstehen ist, kann
dahinstehen. Bereits aus formalen GrÃ¼nden bindet dieser Beschluss die
Fachgerichtsbarkeit nicht, da das BVerfG die Verfassungsbeschwerden gegen die
Urteile des BSG vom 03. April 2014 (B 5 RE 9/14 R und B 5 RE 13/14 R) nicht zur
Entscheidung angenommen und der Beschluss insoweit keine Bindungswirkung im
Sinne von Â§ 31 BVerfGG erlangt hat.

Die Stichtagsregelung in Â§ 231 Abs. 4b S. 3 SGB VI verstÃ¶Ã�t nicht gegen
Grundrechte. Zur Regelung bestimmter Lebenssachverhalte dÃ¼rfen Stichtage
eingefÃ¼hrt werden, wobei jeder Stichtag unvermeidlich gewisse HÃ¤rten mit sich
bringt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. Februar 2007, 1 BvL 10/00, juris Rn. 34;
stRspr). Dies gilt auch bei der EinfÃ¼hrung von neuen Vorschriften, die einzelne
Personengruppen begÃ¼nstigen und wegen des Stichtages andere von der
BegÃ¼nstigung ausnehmen (vgl. BVerfG, Urteil vom 07. Juli 1992, 1 BvL 51/86, juris
Rn. 64). Allerdings ist zu prÃ¼fen, ob der Gesetzgeber den ihm bei der
Stichtagsregelung zukommenden Gestaltungsfreiraum in sachgerechter Weise
genutzt hat, ob er die fÃ¼r die zeitliche AnknÃ¼pfung in Betracht kommenden
Faktoren hinreichend gewÃ¼rdigt hat und ob sich die gefundene LÃ¶sung im
Hinblick auf den gegebenen Sachverhalt und das System der Gesamtregelung
durch sachliche GrÃ¼nde rechtfertigen lÃ¤sst oder als willkÃ¼rlich erscheint (vgl.
BVerfG, Urteil vom 05. Juli 1989, 1 BvL 11/87, juris Rn. 43; stRspr).

Die mit Â§ 231 Abs. 4b SGB VI geschaffene MÃ¶glichkeit der RÃ¼ckwirkung einer
Befreiung nach Neuordnung des Rechts der SyndikusanwÃ¤lte zum 01. Januar 2016
wurde eingefÃ¼hrt, um die schwierige Rechtssituation fÃ¼r SyndikusanwÃ¤lte nach
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den Entscheidungen des BSG vom 03. April 2014 aufzufangen. Einerseits sahen sich
viele Syndici-Arbeitgeber nunmehr verpflichtet, Beitragszahlungen an die
gesetzliche Rentenversicherung zu zahlen, andererseits befand sich das Gesetz zur
Neuordnung des Rechts der SyndikusanwÃ¤lte (einschlieÃ�lich der
versicherungsrechtlichen BefreiungsmÃ¶glichkeit) bereits im parlamentarischen
Bearbeitungsprozess und trat letztlich zum 01. Januar 2016 auch in Kraft. Um der
rechtlichen Orientierungslosigkeit in diesem Zeitraum Rechnung zu tragen, sollten
mit der rÃ¼ckwirkenden BefreiungsmÃ¶glichkeit lediglich die zwischenzeitlich,
infolge der wegweisenden Entscheidungen des BSG zurÃ¼ckgelegten
Versicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung, vermieden werden
(BT-Drs. 18/5201, S. 46).

Soweit die RÃ¼ckwirkungsregelung folglich an den Zeitpunkt der BSG-Urteile
anknÃ¼pft und grundsÃ¤tzlich begrenzt ist auf Zeiten ab dem 01. April 2014,
erscheint dies daher sachgerecht. Ein Anlass, im gleichen MaÃ�e Ã¼ber den 01.
April 2014 hinaus Beitragszahlungen zur gesetzlichen Rentenversicherung
rÃ¼ckabzuwickeln, sah der Gesetzgeber nicht und besteht auch vor dem
Hintergrund der Rechtshistorie nicht (BT-Drs. 19/13808, S. 3). Die mit Satz 4 der
Norm geschaffene, dennoch auch Ã¼ber den 01. April 2014 und Ã¼ber die
ursprÃ¼ngliche gesetzgeberische Intention hinausgehende begÃ¼nstigende
Regelung einer Befreiung fÃ¼r SyndikusanwÃ¤lte, muss sich daher nicht an den
verfassungsrechtlichen MaÃ�gaben der Stichtagsregelung messen lassen. Es
handelt sich hierbei (und nur insoweit "lediglich") um ein weiteres, groÃ�zÃ¼giges
Entgegenkommen des Gesetzgebers gegenÃ¼ber den SyndikusanwÃ¤lten, die
gegebenenfalls bestehende HÃ¤rten zusÃ¤tzlich abmildert.

Auch verletzt das Verbleiben der Anwartschaften der Vergangenheit in der
gesetzlichen Rentenversicherung bei zukÃ¼nftigem Anwartschaftserwerb in der
berufsstÃ¤ndischen Versorgung im Allgemeinen und auch die Aufteilung der
Alterssicherung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit bei der GDV auf zwei Versorgungssysteme im
Besonderen den KlÃ¤ger nicht in seinem Grundrechten aus Art. 14 GG. Die
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht als solche kann nicht Gegenstand des
Eigentumsschutzes sein. Die im Versorgungswerk begrÃ¼ndete Anwartschaft bleibt
vom Verbleiben der Anwartschaft in der Rentenversicherung unberÃ¼hrt. Auch
umgekehrt wird die in der gesetzlichen Rentenversicherung erworbene
Anwartschaft durch Fortsetzung der Sicherung in der berufsstÃ¤ndischen
Versorgung nicht entwertet (vgl. BVerfG, Beschluss vom 31. August 2004, 1 BvR
285/01, juris; LSG Bayern, Urteil vom 07. Februar 2019, L 14 R 264/18, juris Rn. 46
ff).

Auch eine aus der Ausnahmeregelung des Â§ 231 Abs. 4b) Satz 4 SGB VI folgende
Ungleichbehandlung mit SyndikusanwÃ¤lten, deren Arbeitgeber bereits vor dem 01.
April 2014 RentenversicherungsbeitrÃ¤ge an das Versorgungswerk der
RechtsanwÃ¤lte entrichtet hatten, ist nicht erkennbar (Art. 3 Abs. 1 GG).
GrundsÃ¤tzlich stellt die Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung den Regelfall dar. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit bei
der GDV nach den Entscheidungen des BSG vom 03. April 2014 ohne die
gesetzliche Neuregelung zum 01. Januar 2016 keine Befreiung von der
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Versicherungspflicht erlangen kÃ¶nnen (vgl. den hierzu ergangenen ablehnenden
Bescheid der Beklagten vom 21. Oktober 2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17. April 2015). Zudem erfÃ¼llte er die
tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt
nach Â§ 46a BRAO, die den Kriterien der vor den Urteilen des BSG vom 03. April
2014 maÃ�geblichen Rechtspraxis entsprechen, erst nach zweimaliger Ã�nderung
seines mit dem GDV geschlossenen Arbeitsvertrages. Wenn der Gesetzgeber â��
angesichts der vor diesem Hintergrund fÃ¼r SyndikusrechtsanwÃ¤lte entstandenen
schwierigen Rechtslage â�� das Rechtssubjekt des "Syndikusrechtsanwaltes" ab
dem 01. Januar 2016 gesetzlich implementiert und hierzu die (groÃ�zÃ¼gige)
MÃ¶glichkeit einer rÃ¼ckwirkenden Befreiung von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung zulÃ¤sst, als Stichtag des frÃ¼hesten
Befreiungszeitpunkts die VerkÃ¼ndung der wegweisenden Urteile des BSG am 03.
April 2014 festlegt und wiederum als Ausnahme hiervon eine noch weiter
rÃ¼ckwirkende BefreiungsmÃ¶glichkeit an die â�� zur gesetzlichen
Rentenversicherung gleichwertigen â�� Beitragszahlung vor dem 01. April 2014 an
das Versorgungswerk knÃ¼pft, um RÃ¼ckabwicklungsaufwand zu vermeiden,
genÃ¼gen diese ErwÃ¤gungen des Gesetzgebers zur VerwaltungspraktikabilitÃ¤t
als sachbezogenes Differenzierungskriterium im Sinne von Art. 3 Abs. 1 GG.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Angesichts mehrerer derzeit beim BSG (B 5 RE 3/19 R, B 5 RE 4/19 R, B 5 RE 5/19 R,
B 5 RE 8/19 R) anhÃ¤ngiger Revisionen und uneinheitlicher
Ausgangsentscheidungen zur Auslegung von Â§ 231 Abs. 4b Satz 4 SGB VI war die
Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 19.01.2021

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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